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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 4. August 1971 

Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Ni 4/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Aufhebung der Reise- und 
Aufenthaltsbeschränkungen für Staatsangehörige der Mit- 
gliedstaaten innerhalb der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
der Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Juli 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


’ Druck: Budi drucke rei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen 
für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten innerhalb der 
Gemeinschaft auf dem Gebiet der Niederlassung und des 
Dienstleistungsverkehrs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2, 

gestützt auf die Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs ^), ins- 
besondere auf Abschnitt II, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die im Vertrag und in Abschnitt II der Allge- 
meinen Programme zur Aufhebung der Beschränkun- 
gen der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs vorgesehene Freizügigkeit 
der Personen erfordert die Aufhebung der Reise- 
und Aufenthaltsbeschränkungen innerhalb der Ge- 
meinschaft für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, 
die sich in irgendeinem dieser Staaten niederlassen 
oder dort Dienstleistungen erbringen wollen. 

Die Niederlassungsfreiheit kann nur vollständig 
verwirklicht werden, wenn den zu begünstigenden 
Personen ein Recht auf unbefristeten Aufenthalt zu- 
erkannt wird; der freie Dienstleistungsverkehr er- 
fordert, daß dem Leistungserbringer und dem Lei- 
stungsempfänger ein Aufenthaltsrecht entsprechend 
der Dauer der Dienstleistung gewährt wird. 

Diese Fragen sind bereits für die selbständigen 
Berufstätigen durch die Richtlinie des Rates Nr. 64/ 
220/EWG vom 25. Februar 1964 zur Aufhebung der 
Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen für Staats- 
angehörige der Mitgliedstaaten innerhalb der Ge- 
meinschaft auf dem Gebiet der Niederlassung und 
des Dienstleistungsverkehrs geregelt^). 

Die Richtlinie des Rates vom 25. März 1964 zur 
Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschränkun- 
gen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre 
Familienangehörigen innerhalb der Gemeinschaft •^) 
ist inzwischen durch die Richtlinie des Rates Nr. 68/ 
360/EWG vom 15. Oktober 1968^) geändert und er- 
setzt worden. 

Es ist geboten, auch die Bestimmungen über die 
Einreise und den Aufenthalt von selbständigen Be- 


rufstätigen und ihren Familienangehörigen inner- 
halb der Gemeinschaft zu verbessern. 

Die Koordinierung der Sondervorschriften für die 
Einreise und den Aufenthalt von Ausländern, soweit 
sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicher- 
heit oder Gesundheit gerechtfertigt sind, ist Gegen- 
stand der nach Artikel 56 Absatz 2 des Vertrags 
erlassenen Richtlinie des Rates Nr. 64/221/EWG vom 
25. Februar 1964 

Aus dem unbefristeten Aufenthaltsrecht ergibt 
sich zwangsläufig das Recht, daß derjenige, der sich 
in einem Mitgliedstaat niedergelassen und dort sei- 
nen Beruf ausgeübt hat, im Hoheitsgebiet dieses 
Mitgliedstaates verbleiben kann; ist dieses Recht 
nicht gegeben, so stellt dies ein Hindernis für die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit dar. Für 
die Arbeitnehmer wurden die Voraussetzungen, 
unter denen dieses Recht ausgeübt werden kann, 
bereits durch die Verordnung (EWG) Nr. 1251/70 
der Kommission vom 29. Juni 1970®) festgelegt; so- 
lange keine ähnlichen Bestimmungen für die Inhaber 
eines unbefristeten Aufenthaltsrechts erlassen wor- 
den sind, sollten die Mitgliedstaaten dafür Sorge 
tragen, daß ihnen das Recht auf Verbleiben in einem 
Hoheitsgebiet gewährleistet wird - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten heben nach Maßgabe dieser 

Richtlinie die Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen 

auf: 

а) für Staatsangehörige eines Mitgliedstaates, die 
sich in einem anderen Mitgliedstaat niederge- 
lassen haben oder niederlassen wollen, um eine 
selbständige Tätigkeit auszuüben oder die dort 
Dienstleistungen erbringen wollen; 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32/62 und 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 845 

•'^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 17. April 1964, S. 981 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 257 
vom 19. Oktober 1968, S. 13 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 850 

б) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 142 
vom 30. Juni 1970, S. 24 
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b) für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, die 
sich als Empfänger einer Dienstleistung in einen 
anderen Mitgliedstaat begeben wollen; 

c) ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit 

- für den Ehegatten dieser Staatsangehörigen 
sowie die Verwandten in absteigender Linie, 
die noch nicht 21 Jahre alt sind, 

- für die Verwandten in aufsteigender Linie die- 
ser Staatsangehörigen und ihres Ehegatten 
sowie für ihre Verwandten in absteigender 
Linie ab einschließlich dem 21. Lebensjahr, 
denen sie Unterhalt gewähren oder mit denen 
sie im Herkunftsland in häuslicher Gemein- 
schaft leben. 

2. Die Mitgliedstaaten prüfen wohlwollend die Be- 
handlung aller übrigen Familienangehörigen der in 
Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Personen 
oder ihres Ehegatten, denen diese Personen Unter- 
halt gewähren oder mit denen sie im Herkunftsland 
in häuslicher Gemeinschaft leben. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten gestatten den in Artikel 1 
genannten Staatsangehörigen die Ausreise aus 
ihrem Hoheitsgebiet. Um von diesem Ausreiserecht 
Gebrauch machen zu können, bedarf es lediglich der 
Vorlage eines gültigen Personalausweises oder 
Reisepasses. Die Familienangehörigen genießen das- 
selbe Recht wie der Staatsangehörige, von dem sie 
dieses Recht herleiten. 

2. Die Mitgliedstaaten erteilen und verlängern 
ihren Staatsangehörigen gemäß ihren Rechtsvor- 
schriften einen Personalausweis oder einen Reise- 
paß, der insbesondere ihre Staatsangehörigkeit an- 
gibt. 

3. Der Reisepaß muß zumindest für alle Mitglied- 
staaten und die unmittelbar zwischen ihnen liegen- 
den Durchreiseländer gelten. Ist die Ausreise nur 
mit dem Reisepaß statthaft, so muß dieser minde- 
stens für fünf Jahre gültig sein. 

4. Die Mitgliedstaaten dürfen von den in Artikel 1 
genannten Staatsangehörigen für die Ausreise 
weder einen Sichtvermerk noch einen gleichwerti- 
gen Nachweis verlangen. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten gestatten den in Artikel 1 
genannten Personen bei Vorlage eines gültigen 
Personalausweises oder Reisepasses die Einreise in 
ihr Hoheitsgebiet. 

2. Für die Einreise darf weder ein Sichtvermerk 
noch ein gleichwertiger Nachweis verlangt werden; 
dies gilt jedoch nicht für die Familienangehörigen, 
die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitglied- 


staates besitzen. Die Mitgliedstaaten gewähren den 
genannten Personen zur Erlangung der geforderten 
Sichtvermerke alle Erleichterungen. 

Artikel 4 

1. Jeder Mitgliedstaat gewährt den Staatsange- 
hörigen der anderen Mitgliedstaaten, die sich in 
seinem Hoheitsgebiet niederlassen, um dort eine 
selbständige Tätigkeit auszuüben, ein Recht auf un- 
befristeten Aufenthalt, wenn die Beschränkungen 
für die betreffende Tätigkeit auf Grund des Ver- 
trages aufgehoben worden sind. 

Zum Nachweis des Aufenthaltsrechts wird eine Be- 
scheinigung, die „Aufenthaltserlaubnis für Ange- 
hörige eines Mitgliedstaates der EWG" erteilt. Diese 
Bescheinigung muß eine Gültigkeitsdauer von min- 
destens fünf Jahren vom Zeitpunkt der Ausstellung 
an oder mindestens die gleiche Gültigkeitsdauer wie 
der für Inländer ausgestellte Personalausweis haben, 
wenn dessen Gültigkeitsdauer fünf Jahre übersteigt; 
sie wird ohne weiteres verlängert. 

Staatsangehörige eines Mitgliedstaates, die in den 
vorstehenden Absätzen nicht erfaßt sind, aber in 
dem Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates 
nach dessen Rechtsvorschriften eine Tätigkeit aus- 
üben dürfen, erhalten eine Aufenthaltserlaubnis, die 
zumindest für die Dauer der Genehmigung zur Aus- 
übung der Tätigkeit gilt. 

2. Für Leistungserbringer und Leistungsempfänger 
entspricht das Aufenhaltsrecht der Dauer der Lei- 
stung. 

übersteigt diese Dauer drei Monate, so stellt der 
Mitgliedstaat, in dem die Leistung erbracht wird, 
zum Nachweis dieses Rechts eine Aufenthaltserlaub- 
nis aus. 

Beträgt diese Dauer drei Monate oder weniger, so 
genügt der Personalausweis oder Reisepaß, mit dem 
der Betroffene in das Hoheitsgebiet eingereist ist, 
für seinen Aufenthalt. Der Mitgliedstaat kann aller- 
dings von dem Betroffenen verlangen, daß er seine 
Anwesenheit im Hoheitsgebiet anzeigt. 

3. Einem Familienmitglied, das nicht die Staatsan- 
gehörigkeit eines Mitgliedstaates besitzt, wird ein 
Aufenthaltsdokument mit der gleichen Gültigkeit 
ausgestellt, wie dem Staatsangehörigen, von dem es 
seine Rechte herleitet. 

Artikel 5 

Das Aufenthaltsrecht erstreckt sich auf das gesamte 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten werden dafür Sorge tragen, daß 
Personen, denen auf Grund dieser Richtlinie das 
Recht auf unbefristeten Aufenthalt gewährt wurde. 
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das Recht auf Verbleiben in ihrem Hoheitsgebiet 
nach Beendigung ihrer Tätigkeit gewährleistet wird. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten dürfen für die Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis für Angehörige eines Mitglied- 
staates der EWG nur die Vorlage nachstehender 
Unterlagen verlangen: 

- von den in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a und b 
aufgeführten Personen: den Ausweis, mit dem 
sie in ihr Hoheitsgebiet eingereist sind; 

- von den in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c erster 
Gedankenstrich aufgeführten Personen: den vor- 
genannten Ausweis und eine von der zuständigen 
Stelle ihres Ursprungs- oder Herkunftsstaates aus- 
gestellte Bescheinigung, in der das Verwandt- 
schaftsverhältnis bestätigt ist; 

- von den in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c zwei- 
ter Gedankenstrich und Absatz 2 aufgeführten 
Personen: die beiden vorgenannten Bescheinigun- 
gen und eine von der zuständigen Stelle des 
Ursprungs- oder Herkunftslandes ausgestellte Be- 
scheinigung, daß ihnen von einer in Artikel 1 
Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Person 
oder ihren Ehegatten Unterhalt gewährt wird oder 
daß sie mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft 
leben. 

Artikel 8 

1. Die Erteilung und Verlängerung der in dieser 
Richtlinie genannten Aufenthaltsdokumente für die 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der EWG er- 
folgen unentgeltlich oder gegen Entrichtung eines 
Betrages, der die Ausstellungsgebühr von Personal- 
ausweisen für Inländer nicht übersteigen darf. 

2. Die in Artikel 3 Absatz 2 genannten Sichtver- 
merke werden kostenlos erteilt. 

3. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um die Formalitäten und Verfahren 


für die Beschaffung der in Absatz 1 aufgeführten 
Unterlagen soweit irgend möglich zu vereinfachen. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten können nur aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit 
von den Bestimmungen dieser Richtlinie abweichen. 

Artikel 10 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs 
Monaten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, 
und setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

2. Sie geben der Kommission die an den Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften vorgenommenen Än- 
derungen bekannt, durch die die Formalitäten und 
Verfahren für die Erteilung derjenigen Urkunden 
und Bescheinigungen vereinfacht werden sollen, die 
für Ausreise, Einreise und Aufenthalt zum Zwecke 
der Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs 
der in Artikel 1 aufgeführten Personen noch erfor- 
derlich sind. 

Artikel 11 

1. Die Richtlinie des Rates Nr. 64/220/EWG vom 
25. Februar 1964 zur Aufhebung der Reise- und 
Aufenthaltsbeschränkungen für Staatsangehörige 
der Mitgliedstaaten innerhalb der Gemeinschaft auf 
dem Gebiet der Niederlassung und des Dienstlei- 
stungsverkehrs bleibt bis zur Durchführung dieser 
Richtlinie in den Mitgliedstaaten anwendbar. 

2. Die Aufenthaltserlaubnisse, die in Anwendung 
der in Absatz 1 genannten Richtlinie ausgestellt 
wurden und bei Durchführung dieser Richtlinie gül- 
tig sind, bleiben bis zum nächsten Ablauftermin 
gültig. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 54 Absatz 2 u. Artikel 63 Absatz 2 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den Abschnitten II 
der Allgemeinen Programme zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs schlägt die 
Kommission dem Rat eine Richtlinie vor, die es 
unter Aufhebung der Richtlinie Nr. 64/220/EWG 2) 
ermöglichen soll, die Ziele der Reise- und Auf- 
enthaltsfreiheit in der Gemeinschaft für die 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, die sich 
in irgendeinem dieser Staaten niederlassen oder 
dort Dienstleistungen erbringen oder auch sich 
als Empfänger von Dienstleistungen in einen an- 
deren Mitgliedstaat begeben wollen, sicherer zu 
verwirklichen. 

2. Im Jahre 1964 verabschiedete der Rat zwei Richt- 
linien über die Aufhebung der Reise- und Auf- 
enthaltsbeschränkungen in der Gemeinschaft: 
eine davon, die Richtlinie Nr. 64/220/EWG vom 
25. Februar 1964 für die Selbständigen, die an- 
dere, die Richtlinie Nr. 64/240/EWG vom 25. März 
1964^) für die abhängigen Beschäftigten. 

Sie unterschieden sich zwar in ihrer Rechtsgrund- 
lage im Hinblick auf den Vertrag und dadurch in 
ihrem Geltungsbereich ratione personae, verfolg- 
ten jedoch dasselbe Liberalisierungsziel und 
glichen sich weitgehend bezüglich seiner Ver- 
wirklichung. 

Im Jahre 1968 ersetzte der Rat die Richtlinie 
Nr. 64/240/EWG durch die Richtlinie Nr. 68/360/ 
EWG vom 18. Oktober 1968 um den Änderun- 
gen Rechnung zu tragen, die durch die Verord- 
nung Nr. 1612/68 vom 15. Oktober 1968'’’) an der 
Regelung für die Arbeitnehmer eingeführt wor- 
den waren. Diese neue Richtlinie bringt gegen- 
über der früheren Richtlinie eine Reihe von Ver- 
besserungen und bedeutet somit einen Fortschritt 
auf dem Wege zur Beseitigung der Reise- und 
Aufenthaltsbeschränkungen für Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft. Es war somit nur 
selbstverständlich, diese Verbesserungen auch 
den Selbständigen zugute kommen zu lassen. 

3. Der vorliegende Vorschlag entspricht diesem An- 
liegen und bringt daher gegenüber der früheren 
Richtlinie folgende Änderungen: 


- von den von der Richtlinie begünstigten Selb- 
ständigen, die Staatsangehörige eines Mit- 
gliedstaates sind, darf für die Ausreise eben- 
falls kein Sichtvermerk mehr verlangt werden 
(Artikel 2 Absatz 4) ; 

- die „Aufenthaltserlaubnis für Angehörige 
eines Mitgliedstaates der EWG" wird zugun- 
sten derjenigen eingeführt, die sich in einem 
anderen Mitgliedstaat niederlassen (Artikel 4 
Absatz 1); 

- die Ausstellung der Aufenthaltsdokumente er- 
folgt unentgeltlich oder gegen Entrichtung 
eines Betrages, der die Ausstellungsgebühr 
von Personalausweisen für Inländer nicht über- 
steigen darf (Artikel 8 Absatz 1). 

4. In einigen Punkten geht die vorliegende Richt- 
linie noch über die Richtlinie Nr. 68/360/EWG 
hinaus. Damit bezweckt sie einerseits, neue Fort- 
schritte gegenüber dieser Richtlinie zu verwirk- 
lichen und andererseits, den Selbständigen Vor- 
teile zu sichern, die den Arbeitnehmern durch 
jüngste gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen 
bereits zuerkannt worden sind.^) 

Bei diesen Neuerungen handelt es sich im 
wesentlichen um folgende: 

a) die Familienangehörigen desjenigen, der sich 
in einen Mitgliedstaat als Dienstleistungser- 
bringer oder -empfänger begeben oder sich 
dort niederlassen und seinen Beruf ausüben 
will, sollen nicht mehr unbedingt von ihm 
unterhalten werden müssen, um selbst in den 
Genuß der Gemeinschaftsbestimmungen über 
die Reise und den Aufenthalt gelangen zu 
können; es soll nunmehr genügen, wenn sie 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 32/62 und 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 845/64 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 257 
vom 19. Oktober 1968, S. 2 

'‘j Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 257 
vom 19. Oktober 1968, S. 13 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 257 
vom 19. Oktober 1968, S. 2 

6) Siehe Verordnung (EWG) Nr. 1251/70 der Kommission 
vom 29. Juni 1970, veröffentlicht im ABI. Nr. L 142 
vom 30. Juni 1970 
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im Herkunftsland in häuslicher Gemeinschaft 
mit ihm gelebt haben (Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe c zweiter Gedankenstrich und Ab- 
satz 2); 

b) die „Aufenthaltserlaubnis für Angehörige 
eines Mitgliedstaates", die nach der augen- 
blicklichen Regelung eine Gültigkeitsdauer 
von mindestens fünf Jahren hat, soll minde- 
stens die gleiche Gültigkeitsdauer wie die für 
Inländer ausgestellten Personalausweise er- 
halten, wenn diese fünf Jahre übersteigt (Ar- 
tikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2); 

c) das Recht, auf dem Hoheitsgebiet eines Mit- 


gliedstaates zu verbleiben, soll denjenigen 
zuerkannt werden, die sich dort niedergelas- 
sen und ihren Beruf ausgeübt haben; die Be- 
dingungen für die Ausübung dieses Rechts 
sollen demnächst festgelegt werden (Arti- 
kel 6). Dieses Recht ist letzten Endes nur ein 
weiterer Schritt auf dem Wege der Anglei- 
chung der Regelung für die Selbständigen an 
die für die Arbeitnehmer. Den Arbeitnehmern 
wird dieses Recht nämlich durch Artikel 48 
y'vbsatz 3 Buchstabe d zuerkannt und die 
Voraussetzungen für die Ausübung dieses 
P^.echts sind in der Verordnung Nr. 1251/70 
festgelegt. 
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